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5. Die Planträger stellen entsprechend der Instruk­
tion zur Durchführung des Investitionsplanes 
und des Generalreparaturplanes über den Wert­
umfang der ihnen von den einzelnen Investi­
tionsträgern gemeldeten materiellen Überhänge 
besondere Investitionspläne (Vordruck 0761) 
aus. Diese besonderen Investitionsplärie müssen 
die finanzielle' Überschreitung der Plansumme 
1952 erkennen lassen.
Die Deutsche Investitionsbank stellt auf Grund 
des besonderen Investitionsplanes (Vordruck 
0761) die Mittel zur Finanzierung der materiellen 
Überhänge auf Sonderkonten „Ü“ 1953 zur Ver­
fügung. Der Investitionsträger hat ebenfalls 
diese Mittel gesondert auszuweisen und ent­
sprechend der Instruktion eine getrennte INV- 
Abrechnung nach den Richtlinien der Staatlichen 
Zentralverwaltung für Statistik anzufertigen. 
Die Finanzierung bis zur Höhe der Plansumme 
1952 erfolgt auf Grund der alten Unterlagen. 
Für den Wertumfang, der die um die Baukosten­
senkung gekürzte Plansumme 1952 überschreitet, 
sind der Deutschen Investitionsbank folgende, 
vom Planträger bestätigte Unterlagen einzu­
reichen:

a) Kostenstruktur;
b) an Stelle des Gesamtkostenplanes eine vom 

Planträger bestätigte Erläuterung über die 
in der Kostenstruktur aufgeführten Be­
träge.

6. Wenn es der zügige Ablauf des Investitions­
geschehens verlangt, kann die Deutsche Investi­
tionsbank in Ausnahmefällen bis zur Höhe des 
Planvolumens 1952 bereits vor Vorliegen des 
besonderen Investitionsplanes 1953 mit der 
Finanzierung beginnen, unter der Voraussetzung, 
daß der Planträger auf der Rückseite des nicht 
voll erfüllten Investitionsplanes 1952 (Vor­
druck 0761 bzw. 0732/33) den Vermerk anbringt: 
„Überhang TDM . . . . . .  in Plan 1953 eingeplant“.
Diese Regelung tritt mit dem 31. Januar 1953 
außer Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt haben die 
Investitionsträger die provisorische Beauflagung 
durch die in § 2 Ziff. 5 genannten besonderen 
Investitionspläne 1953 zu ersetzen.

.7. Die Planträger haben der Deutschen Investi­
tionsbank bis zum 10. Februar 1953 die Einpla­
nung aller materiellen Überhänge des Planjah­
res 1952 mitzuteilen. §

§ 3
Konsultationstag Dezember 1952

1. Der Konsultationstag für den Monat Dezem­
ber 1952 findet am 7. Januar 1953 statt.

2. Im Anschluß an diesen Konsultationstag füllt 
die Deutsche Investitionsbank bei Bedarf das 
Investitions-Sonderkonto 1952 durch Erteilung 
von entsprechenden Limiten bis zu einer solchen 
Höhe auf, daß hieraus die noch nicht bezahlten 
Rechnungen für ausgeführte Lieferungen und 
Leistungen 1952 (Zeile 6 b Spalte 4 INV-Bogen) 
mit Stichtag 31. Dezember 1952 und die aus­
geführten, noch nicht berechneten Lieferungen 
und Leistungen 1952 (Zeile 6 b Spalte 5 INV- 
Bogen) mit Stichtag 31. Dezember 1952 bezahlt 
werden können.

3. Sofern das am Konsultationstag (7. Januar 1953) 
festgestellte offene Limit des Investitions- 
Sonderkontos 1952 die Summe der Zeile 6 b 
Spalten 4 und 5 des INV-Bogens (Stichtag 
31. Dezember 1952) übersteigt, so wird das be­
stehende Limit von der Deutschen Investitions­
bank sofort um diese Differenz vermindert.

§ 4
Sonderkonten 1952

1. Die Sonderkonten der im Laufe des Planjahres 
1952 abgeschlossenen Investitionsvorhaben wer­
den sofort nach Eingang der INV-Schlußmeldung 
durch die Deutsche Investitionsbank aufgelöst.

2. Die Investitions - Sonderkonten 1952 erlöschen 
endgültig am 31. Januar 1953. Bis zu diesem 
Tage müssen alle Rechnungen für Lieferungen 
und Leistungen 1952 bezahlt sein.
Fristgemäß eingereichte Baurechnungen, die bis 
zum 31. Januar 1953 wegen noch nicht 'abge­
schlossener Rechnungsprüfung oder nicht be­
seitigter Beanstandungen vom Investitionsträger 
nicht akzeptiert wurden, sind am 31. Januar 1953 
mit dem vollen Rechnungsbetrag vom Kredit­
institut zu Lasten des Investitions-Sonderkontos 
abzubuchen. Der Rechnungsbetrag ist der zu­
ständigen Filiale der Deutschen Investitions­
bank zu überweisen.
Nach Abschluß der Rechnungsprüfung, spä­
testens bis zum 28. Februar 1953, überweist die 
Deutsche Investitionsbank den anerkannten 
Rechnungsbetrag auf das Konto des Bau­
betriebes bzw. die nicht anerkannten Beträge 
an den Staatshaushalt.

3. Die Kreditinstitute dürfen nach dem 31. Ja­
nuar 1953 keine Auszahlungen oder Überwei­
sungen zu Lasten der Sonderkonten 1952 vor­
nehmen.

4. Die von der Deutschen Investitionsbank im 
Jahre 1952 hinausgelegten Limite einschl. der 
Erhöhungen entsprechend § 3 Ziff. 2 verlieren 
mit Wirkung vom 31. Januar 1953 ihre Gültig­
keit.

5. Die Refinanzierung der Kreditinstitute bei der 
Deutschen Investitionsbank hat mit Stichtag 
31. Dezember 1952 und letztmalig mit Stichtag 
31. Januar 1953 für die Limite 1952 zu erfolgen.

6. Die Sparkassen überweisen die Restguthaben 
der von ihnen geführten Sonderkonten am
1. Februar 1953 an die Bezirksfilialen der 
Deutschen Investitionsbank.

§ 5
Berichterstattung

1. Die Investitionsträger haben nach den von der 
Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik her­
ausgegebenen Richtlinien auf dem INV-Abrech- 
nungsvordruck 1952 über die endgültige Erfül­
lung der Investitionsvorhaben 1952 spätestens 
mit Stichtag 31. Januar 1953 Bericht zu erstatten.

2. Für alle im Planjahr 1952 abgeschlossenen In­
vestitionsvorhaben sind INV-Abreehnungen an 
dem der Bezahlung der letzten Rechnung fol­
genden Konsultationstag abzugeben, spätestens


